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Viel wird gerade darüber berichtet, dass der „Deutsche 
Dschihadist“ Mohammed Haydar Zammar von kurdischen 
Kräften in Syrien festgesetzt wurde. In der Frankfurter Rund-
schau heißt es zur Vorgeschichte: „Der Hamburger Dschihadist 
Zammar hatte sich Ende 2001 – kurz nach den Flugzeugan-
schlägen in den USA – nach Marokko abgesetzt. Dort wurde er 
vom US-Geheimdienst CIA verschleppt und an die syrischen 
Behörden übergeben, die ihn ins Gefängnis sperrten. Die USA 
hatten nach den Anschlägen vom 11. September ein Geheim-
programm zur Verschleppung und zum Verhör von Terrorver-
dächtigen im Ausland gestartet.“ Zur deutschen Rolle heißt es 
weiter: „Das Schicksal des Deutsch-Syrers war auch Thema 
eines Untersuchungsausschusses des Bundestags, weil der 
Verdacht bestand, dass die deutschen Stellen zu wenig taten, 
um einen Staatsbürger vor Willkür und Folter zu schützen. 
Der damalige Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier 
(SPD) hatte 2008 vor dem Ausschuss vehement den Verdacht 
zurückgewiesen, die Bundesregierung habe die Verschleppung 
Zammars durch den US-Geheimdienst CIA in Kauf genom-
men.“

Das ist – grob gesagt – beschönigend und unterschlägt einen 
wichtigen Moment deutsch-syrischer Geheimdienstzusam-
menarbeit, wie er im Bericht des angesprochenen Untersu-
chungsausschusses zu den „Vorgängen im Zusammenhang 
mit dem Irak-Krieg und der Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus“ Drucksache 16/13400) dokumentiert ist und in 
dem u.a. der heutige Bundespräsident eine zentrale und frag-
würdige Rolle spielt. Demnach hat im Juli 2002 ein Besuch 
unter der Leitung des damaligen stellvertretenden Leiters des 
militärischen Geheimdienstes und Schwagers des syrischen 
Präsidenten, General al Schaukat, im Bundeskanzleramt, 
beim BND, dem Bundeskriminalamt und dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz stattgefunden, bei dem die Inhaftierung 
Zammars in Syrien nach der Verschleppung durch die USA 
angesprochen wurde. Bereits wenige Tage später übersandte 
Syrien Befragungsergebnisse Zammars, die an zahlreiche 
deutsche Ministerien und Behörden weitergeleitet wurden. 
Bei einem anschließenden Besuch des Präsidenten des Bun-
deskriminalamts in Damaskus übergab dieser wiederum „eine 
Fotokopie des in Afghanistan anlässlich einer Durchsuchung 
im terroristischen Umfeld sichergestellten Reisepasses von 
Zammar und eine Liste mit dessen Reisebewegungen an die 
syrische Seite“ (S. 239). 

Bereits vor dem Besuch der syrischen Delegation in Berlin 
war dort erwogen worden, der syrischen Seite entgegenzu-
kommen, indem das Verfahren gegen zwei im Dezember 2001 
festgenommene syrische Staatsangehörige wegen des Ver-
dachts geheimdienstlicher Agententätigkeit in einem beson-
ders schweren Fall eingestellt wird, das seinerzeit von der 
Bundesanwaltschaft geführt wurde. Im Bundeskanzleramt 
wurde dabei „eine Position entwickelt, die eine Verfahrens-
einstellung im Gegenzug zu einer Einstellung unabgestimm-
ter syrischer nachrichtendienstlicher Tätigkeit in Deutschland 
und einer umfassenden nachrichtendienstlichen Zusammenar-

beit, insbesondere bei der Ter-
rorismusaufklärung vorsah“ (S. 
240). Im Nachgang zum Besuch 
der syrischen Delegation wurde 
beschlossen, „den Staatssekretär 
des BMJ [Bundesministerium 
der Justiz] telefonisch darum zu 
bitten, auf den GBA zuzugehen 
und um eine Verfahrenseinstel-

lung gemäß § 153d StPO zu bitten. Der Hintergrund sei gewe-
sen, dass der BND, sobald neue substantielle Informationen 
aus den syrischen Befragungen von Zammar vorlägen, den 
GBA um Verfahrenseinstellung ersuchen werde“ (S. 240). 
Am 22. Juli, fünf Tage nachdem die Befragungsergebnisse aus 
Syrien geliefert worden waren, teilte das Justizministerium 
der Bundesanwaltschaft schriftlich mit, dass „überwiegende 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland“ einer weiteren 
Verfolgung der Angeklagten entgegenstehen würden, worauf-
hin der Generalbundesanwalt noch am selben Tag die Anklage 
zurückzog und – „einen Tag vor dem Beginn der Hauptver-
handlung vor dem Oberlandesgericht Koblenz“ – die Freilas-
sung der Angeklagten verfügte. In der Zwischenzeit hatte der 
Bundesnachrichtendienst am 20. Juli 2002 an seinen syrischen 
Partnerdienst einen Katalog mit an Herrn Zammar zu rich-
tenden Fragen übermittelt. Wenige Tage nach der Freilassung 
der mutmaßlichen Spione, vom 29. bis 31. Juli, „besuchte der 
Präsident des Bundeskriminalamts in Damaskus die Leitung 
des syrischen militärischen Nachrichtendienstes und das syri-
sche Innenministerium zum Zwecke des Austausches über die 
Zusammenarbeit in den Bereichen des Terrorismus und der 
illegalen Migration“ (S. 242). 

Diese zeitlich dichte Kooperation fand statt, obwohl „[d]en 
damaligen Präsidenten von BKA und BND … nach eigenem 
Bekunden bewusst [war], dass in Syrien bei Befragungen auch 
gefoltert wird“ (S. 243). „Gleichwohl sei entschieden worden, 
die Fragen zu übermitteln“. Der damalige Chef des Bundes-
kanzleramtes und heutige Bundespräsident Steinmeier gab 
dazu gegenüber dem Untersuchungsausschuss an: „Und wenn 
dann der Vorwurf erhoben wird […] die Bundesregierung habe 
mit Folterknechten zusammengearbeitet, dann sage ich: Wäre 
das Tragen von politischer Verantwortung doch so einfach! Ich 
sage: Ja, die Probleme in syrischen Gefängnissen waren uns 
bewusst, und ich kenne die Berichte, die es dazu in der Bun-
desregierung gab“ (S. 246).

Im weiteren Verlauf des Jahres 2002 fädelte dann der BND 
eine Befragung Zammars in syrischer Haft durch eine Delega-
tion deutscher Sicherheitsbehörden ein, die dann an drei auf-
einanderfolgenden Tagen zwischen dem 21. und 23. November 
2002 „in einem Büro im Hauptquartier des syrischen Mili-
tärgeheimdienstes in Damaskus“ (S. 250) stattfand. „An der 
Befragungsreise nahmen je zwei Mitarbeiter des Bundesnach-
richtendienstes und des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
sowie ein Mitarbeiter des Bundeskriminalamtes teil“ (S. 247). 
Die Möglichkeit, dass Zammar zuvor, zwischen oder womög-
lich auch während der Befragung gefoltert werden könnte, 
wurde offenbar im Vorfeld erörtert und festgelegt, „dass die 
Befragung bei Hinweisen auf Folter sofort abzubrechen“ 
(S. 249) wäre. „Es habe Einvernehmen bestanden, dass eine 
Befragung nur dann in Betracht komme, wenn ‚Herr Zammar 
zumindest innerhalb der Gesprächssituation Art und Umfang 
seiner Einlassungen frei bestimmen konnte‘ und die Befragung 
abzubrechen sei, wenn eine solche Situation nicht aufrechter-
halten werden könne“ (S. 250).

Rückblick
Die deutsch-syrische Geheimdienst-
kooperation im Fall Zammar
von Bernhard Klaus
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Tatsächlich zeigte sich Zammar damals aus eigenem Interesse 
heraus sehr kooperationsbereit, machte etwa Aussagen zu Per-
sonen, die ihm als Fotos vorgelegt wurden. „Die Befragung“ 
sei „in betont ruhiger, unaufgeregter und korrekter freundlicher 
Weise anhand der ausgearbeiteten Fragenkomplexe und Licht-
bildvorlagen verlaufen. Man könne sagen: ‚Die deutsche Dele-
gation selbst hat es, hoffe und glaube ich, nicht daran fehlen 
lassen, Herrn Zammar eine korrekte – und nicht nur korrekte, 
sondern eher sogar betont freundliche – Behandlung zukom-
men zu lassen’“ (S. 252). Laut einem an der Befragung beteilig-
ten Vertreter des BND habe Zammar „der Hoffnung Ausdruck 
[gegeben], durch Kooperationsbereitschaft seine Lage in syri-
scher Haft weiter verbessern und nach Möglichkeit auch seine 
Freilassung erwirken zu können… Auf die Bitte, seine Familie 
zu unterrichten, wurde ihm ebenfalls mitgeteilt, dass man dies 
tun werde, sofern dem die syrische Seite zustimme“ (S. 260). 
Ihm sei bei der Befragung „in Aussicht gestellt worden, „lang-
fristig konsularische Betreuung oder Ähnliches“ in die Wege 
zu leiten. Laut Bericht des Untersuchungsausschusses bestätig-
ten die Mitglieder des Befragungsteams Presseberichte, nach 
denen Zammar „sowohl in marokkanischer als auch anfangs 
in syrischer Haft geschlagen worden [sei] und … sich meist in 
einer Zelle von 190 cm Länge und 103cm Breite ohne Licht 
aufhalten“ musste (S. 253). Die deutsche Botschaft bemühte 
sich zwar um konsularischen Zugang zum deutschen Staats-
bürger Zammar, die jedoch von syrischer Seite mit dem Ver-
weis abgelehnt wurde, dass es sich auch um einen syrischen 
Staatsbürger handele und dies aus ihrer Sicht alleine maßgeb-
lich sei. Nach der Darstellung der Beteiligten seien Koopera-
tion und Befragung auch als „Türöffner“ verstanden worden, 
um eine konsularische Betreuung möglicherweise einleiten zu 
können – ggf. im Zuge einer weiteren Befragung, die jedoch 
nicht stattfand, da sich „[d]as Fenster in Richtung Syrien … 
sehr viel schneller geschlossen [habe], als dies im Herbst 2002 
eingeschätzt worden“ sei (S. 256). Die deutsche Botschaft in 
Syrien sei jedoch erst „etwa im Jahr 2004 [über die Befra-
gung] unterrichtet worden“ (S. 259). Der damalige deutsche 
Botschafter in Syrien gab gegenüber dem Untersuchungsaus-
schuss an, dass er „im ersten Halbjahr 2003“ (S. 260) zunächst 
vom Auswärtigen Amt und kurz darauf vom BND aufgefordert 
worden sei, „im Namen der am Sicherheitsdialog Beteiligten[,] 
konsularische Schritte zu unterlassen“ (S. 261).

Zammar war seinerzeit in Syrien wegen des Vorwurfs der 
Mitgliedschaft in der Muslimbruderschaft inhaftiert – ein 
Delikt, das nach deutschem Recht nicht strafbar war. 2007 
(so die Frankfurter Rundschau) wurde er dieses Vorwurfs für 
schuldig befunden und zu zwölf Jahren Haft verurteilt. Bei der 
Frankfurter Rundschau heißt es weiter: „Doch vier Jahre später 
begann der Syrien-Konflikt, und viele islamistische Gefangene 
wurden freigelassen oder brachen aus dem Gefängnis aus und 
schlossen sich dschihadistischen Gruppen an.“ Nach dem 
Bericht des Untersuchungsausschusses sei der seit 2001 inhaf-
tierte Zammar „schließlich wegen Mitgliedschaft in der Mus-
limbruderschaft in Syrien und weiteren Staatsschutzdelikten 
zu den für diese Delikte in Syrien üblichen zwölf Jahren Haft 
verurteilt worden, auf die seine bereits verbüßte Haftstrafe 
angerechnet wird.“ Seine Freilassung Ende 2013 muss insofern 
nicht zwangsläufig in Zusammenhang mit dem Bürgerkrieg in 
Syrien gestanden haben. Darüber, ob Zammar „aktiv als Mit-
glied einer extremistischen Gruppe in Syrien gekämpft hat“, 
machten die kurdischen Kräfte, die ihn gegenwärtig befragen, 
keine Angaben. Von Interesse, besonders auch für die USA, die 
ebenfalls vor Ort aktiv sind, dürfte er allemal sein.

Wissenschaft und Politik: Wurde die Türkei 
von Russland in den syrischen Bürgerkrieg 
gelockt?

Was macht ein regierungsnaher Thinktank wie die Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP), wenn ein NATO-Verbün-
deter wie die Türkei im Verbund mit islamischen Milizen 
völkerrechtswidrig in einen Nachbarstaat einfällt und offen-
bar plant, das eroberte Gebiet u.a. durch Umsiedelungen 
dauerhaft unter Kontrolle zu bringen? Man gibt Russland 
die Schuld! So heißt es bereits in der Einleitung des SWP-
Aktuells 21/2018 von Rayk Hähnlein und Günter Seufert 
(„Der Einmarsch der Türkei in Afrin“): „Ankara nimmt 
sich offensichtlich ein Beispiel an Russland: Es will künf-
tig vermehrt zu kriegerischen Mitteln greifen, um seine Ziele 
durchzusetzen.“ Weiter heißt es, Russland sei der „primäre 
Nutznießer der türkischen Offensive“. Kurz gesagt, so eine 
Zwischenüberschrift, handle es sich um „[e]ine türkische 
Operation im Interesse Russlands“: „Mit seinem Freibrief für 
die türkische Operation schlägt Moskau eine ganze Reihe von 
Fliegen mit einer Klappe. Der Angriff schwächt die PYD, den 
hauptsächlichen Partner Washingtons im Kampf gegen den 
IS, und stärkt gleichzeitig die Position der syrischen Regie-
rung gegenüber den kurdischen Kämpfern. Der Feldzug ver-
schärft die Spannungen zwischen den Nato-Partnern Türkei 
und USA. Gleichzeitig bindet Moskau Ankara noch stärker 
an sich, weshalb sich die Türkei nur schlecht dagegen wehren 
kann, dass die russischen Streitkräfte zur selben Zeit in Ost-
Ghouta zusammen mit Damaskus gegen sunnitisch-arabische 
Kräfte vorgehen, die Ankara lange unterstützt hat.“

Möglich sei dies, da die Türkei im Nahen Osten „kurzat-
mig“ agiere und mit ihren großen Plänen gescheitert sei. Dass 
die Türkei bereits von Anfang an kräftig an der Destabilisie-
rung Syriens mitgewirkt hat – die Unterstützung „sunnitisch-
arabische[r] Kräfte“ wird immerhin angesprochen –, fällt 
dabei ebenso unter den Tisch wie die Tatsache, dass sich die 
Türkei früh für die Einrichtung von „Schutzzonen“ entlang 
der türkischen Grenze auf syrischem Territorium ausgespro-
chen hatte, um dort Flüchtlinge anzusiedeln. Ebenfalls mit 
keinem Wort erwähnt wird die Region Idlib, die die Türkei 
über sunnitische Milizen und eigene Beobachtungsposten 
zumindest zwischenzeitlich auch unter ihre mittelbare Kon-
trolle gebracht hat. All dies zu einem Erfolg Moskaus und vor 
allem auch Damaskus‘ umzuinterpretieren, ist schon reich-
lich kreativ.

Bei der SWP wird behauptet, „das große Ziel der türkischen 
Außenpolitik“ sei „die Etablierung gemäßigt muslimischer 
Herrschaft in Ägypten und Syrien“ gewesen, es sei nun 
aber „in weite Ferne gerückt“. So lässt sich der jetzige Ein-
marsch als kurzatmige Reaktion auf ein großes außenpoliti-
sches Scheitern interpretieren. Konkret behauptet die SWP: 
„Moskau verstärkt den Zwist zwischen Ankara und Was-
hington, lockt die Türkei ins Kriegsgeschehen und kann sich 
trotzdem sicher sein, dass die Türkei in Syrien wenig oder gar 
nichts gewinnen wird“. Geht man dagegen – realistischer – 
davon aus, dass die Türkei von Anfang an eher eine generelle 
Destabilisierung Syriens und daraus hervorgehende Gelände-
gewinne gerade in den von Kurden bewohnten Gebieten im 
Sinn gehabt haben könnte, erscheint die Strategie der Türkei 
hingegen deutlich weniger erratisch und darüber hinaus über-
aus erfolgreich.

Zwar zeigt sich bei der Beschreibung der türkischen Offen-
sive in Afrin noch eine gewisse sprachliche Verzerrung zugun-

https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2018A21_srt_hhn.pdf
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http://www.zeit.de/politik/ausland/2012-08/Schutzzone-Syrien

